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Erster Teil 
Allgemeine Vorschriften 

 
   

§ 1 Gerichte für Arbeitssachen

Die Gerichtsbarkeit in Arbeitssachen - §§ 2 bis 3 - wird ausgeübt durch die Arbeitsgerichte - §§ 14 bis 31 -, die 
Landesarbeitsgerichte - §§ 33 bis 39 - und das Bundesarbeitsgericht - §§ 40 bis 45 - (Gerichte für Arbeitssachen). 

§ 2 Zuständigkeit im Urteilsverfahren

(1) Die Gerichte für Arbeitssachen sind ausschließlich zuständig für  
 
1. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Tarifvertragsparteien oder zwischen diesen und Dritten aus 
              Tarifverträgen oder über das Bestehen oder Nichtbestehen von Tarifverträgen; 
2. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen tariffähigen Parteien oder zwischen diesen und Dritten aus 

unerlaubten Handlungen, soweit es sich um Maßnahmen zum Zwecke des Arbeitskampfs oder um Fragen 
der Vereinigungsfreiheit einschließlich des hiermit im Zusammenhang stehenden Betätigungsrechts der 
Vereinigungen handelt; 

3. bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern  
a) 
aus dem Arbeitsverhältnis; 
b) 
über das Bestehen oder Nichtbestehen eines Arbeitsverhältnisses; 
c) 
aus Verhandlungen über die Eingehung eines Arbeitsverhältnisses und aus dessen Nachwirkungen; 
d) 
aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Arbeitsverhältnis im Zusammenhang stehen; 
e) 
über Arbeitspapiere; 

4. (...) 
(...) 
 
(2) Die Gerichte für Arbeitssachen sind auch zuständig für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern,  
 
a) die ausschließlich Ansprüche auf Leistung einer festgestellten oder festgesetzten Vergütung für eine         
              Arbeitnehmererfindung oder für einen technischen Verbesserungsvorschlag nach § 20 Abs. 1 des Gesetzes 
              über Arbeitnehmererfindungen zum Gegenstand haben; 
b) die als Urheberrechtsstreitsachen aus Arbeitsverhältnissen ausschließlich Ansprüche auf Leistung einer 

vereinbarten Vergütung zum Gegenstand haben. 
 
(...) 
 
 
 
 
 
  



§ 2a Zuständigkeit im Beschlußverfahren

(1) Die Gerichte für Arbeitssachen sind ferner ausschließlich zuständig für  
 
1. Angelegenheiten aus dem Betriebsverfassungsgesetz, soweit nicht für Maßnahmen nach seinen §§ 119 bis  
              121 die Zuständigkeit eines anderen Gerichts gegeben ist; 
2. Angelegenheiten aus dem Sprecherausschußgesetz, soweit nicht für Maßnahmen nach seinen §§ 34 bis 36 

die Zuständigkeit eines anderen Gerichts gegeben ist; 
3. Angelegenheiten aus dem Mitbestimmungsgesetz, dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz und dem 

Drittelbeteiligungsgesetz, soweit über die Wahl von Vertretern der Arbeitnehmer in den Aufsichtsrat und über 
ihre Abberufung mit Ausnahme der Abberufung nach § 103 Abs. 3 des Aktiengesetzes zu entscheiden ist; 

3a. Angelegenheiten aus den §§ 94, 95, 139 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, 
3b. Angelegenheiten aus dem Gesetz über Europäische Betriebsräte, soweit nicht für Maßnahmen nach seinen   
              §§ 43 bis 45 die Zuständigkeit eines anderen Gerichts gegeben ist; 
3c. Angelegenheiten aus § 51 des Berufsbildungsgesetzes; 
3d. (...) 
(...) 
4. die Entscheidung über die Tariffähigkeit und die Tarifzuständigkeit einer Vereinigung. 
 
(2) In Streitigkeiten nach diesen Vorschriften findet das Beschlußverfahren statt. 
 

§ 5 Begriff des Arbeitnehmers

(1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu ihrer Berufsausbildung 
Beschäftigten. (...) Als Arbeitnehmer gelten nicht in Betrieben einer juristischen Person oder einer 
Personengesamtheit Personen, die kraft Gesetzes, Satzung oder Gesellschaftsvertrags allein oder als Mitglieder des 
Vertretungsorgans zur Vertretung der juristischen Person oder der Personengesamtheit berufen sind. 
 
(2) Beamte sind als solche keine Arbeitnehmer. 
 
(3) (...)  

§ 6 Besetzung der Gerichte für Arbeitssachen

(1) Die Gerichte für Arbeitssachen sind mit Berufsrichtern und mit ehrenamtlichen Richtern aus den Kreisen der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber besetzt. 

§ 8 Gang des Verfahrens

(1) Im ersten Rechtszug sind die Arbeitsgerichte zuständig. 
 
(2) Gegen die Urteile der Arbeitsgerichte findet die Berufung an die Landesarbeitsgerichte nach Maßgabe des § 64 
Abs. 1 statt. 
 
(3) Gegen die Urteile der Landesarbeitsgerichte findet die Revision an das Bundesarbeitsgericht nach Maßgabe des § 
72 Abs. 1 statt. 
 
(4) Gegen die Beschlüsse der Arbeitsgerichte und ihrer Vorsitzenden im Beschlußverfahren findet die Beschwerde an 
das Landesarbeitsgericht nach Maßgabe des § 87 statt. 
 
(5) Gegen die Beschlüsse der Landesarbeitsgerichte im Beschlußverfahren findet die Rechtsbeschwerde an das 
Bundesarbeitsgericht nach Maßgabe des § 92 statt. 
 
 
 
 
 
 
 



§ 11 Prozessvertretung

(1) Die Parteien können vor dem Arbeitsgericht den Rechtsstreit selbst führen. (...) 
 
(2) Die Parteien können sich durch einen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten lassen. Darüber hinaus sind 
als Bevollmächtigte vor dem Arbeitsgericht vertretungsbefugt nur  
 
1. Beschäftigte der Partei oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens (§ 15 des Aktiengesetzes); Behörden 

und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen 
Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich auch durch Beschäftigte anderer Behörden oder 
juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen 
Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen, 

2. (...) 
3. selbständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung für ihre 

Mitglieder, 
4. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher Verbände für ihre 

Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren 
Mitglieder, 

5. (...) 
 
(4) Vor dem Bundesarbeitsgericht und dem Landesarbeitsgericht müssen sich die Parteien, (...), durch 
Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Als Bevollmächtigte sind außer Rechtsanwälten nur die in Absatz 2 Satz 2 
Nr. 4 und 5 bezeichneten Organisationen zugelassen. Diese müssen in Verfahren vor dem Bundesarbeitsgericht 
durch Personen mit Befähigung zum Richteramt handeln. (...) 
(...)  

Zweiter Teil 
Aufbau der Gerichte für Arbeitssachen 

 
   

Erster Abschnitt 
Arbeitsgerichte 

   

§ 16 Zusammensetzung

(1) Das Arbeitsgericht besteht aus der erforderlichen Zahl von Vorsitzenden und ehrenamtlichen Richtern. Die 
ehrenamtlichen Richter werden je zur Hälfte aus den Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber entnommen. 
 
(2) Jede Kammer des Arbeitsgerichts wird in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und je einem ehrenamtlichen 
Richter aus Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber tätig. 

§ 20 Berufung der ehrenamtlichen Richter

(1) Die ehrenamtlichen Richter werden von der zuständigen obersten Landesbehörde oder von der von der 
Landesregierung durch Rechtsverordnung beauftragten Stelle auf die Dauer von fünf Jahren berufen. Die 
Landesregierung kann die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf die zuständige oberste 
Landesbehörde übertragen. 
 
(2) Die ehrenamtlichen Richter sind in angemessenem Verhältnis unter billiger Berücksichtigung der Minderheiten aus 
den Vorschlagslisten zu entnehmen, die der zuständigen Stelle von den im Land bestehenden Gewerkschaften, 
selbständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung und Vereinigungen 
von Arbeitgebern sowie von den in § 22 Abs. 2 Nr. 3 bezeichneten Körperschaften oder deren 
Arbeitgebervereinigungen eingereicht werden. 

 



§ 21 Voraussetzungen für die Berufung als ehrenamtlicher Richter

(1) Als ehrenamtliche Richter sind Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu berufen, die das 25. Lebensjahr vollendet haben 
und im Bezirk des Arbeitsgerichts tätig sind oder wohnen. 
 
(2) Vom Amt des ehrenamtlichen Richters ist ausgeschlossen,  
 
1. wer infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder wegen einer  
              vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten verurteilt worden ist; 
 
2. wer wegen einer Tat angeklagt ist, die den Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge  
              haben kann; 
 
3. wer das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag nicht besitzt. 

Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, sollen nicht als ehrenamtliche Richter berufen werden. 
 
(3) Beamte und Angestellte eines Gerichts für Arbeitssachen dürfen nicht als ehrenamtliche Richter berufen werden. 

(...) 

Zweiter Abschnitt 
Landesarbeitsgerichte 

§ 33 Errichtung und Organisation

In den Ländern werden Landesarbeitsgerichte errichtet. § 14 Abs. 2 bis 5 ist entsprechend anzuwenden. 
 

§ 35 Zusammensetzung, Bildung von Kammern

(1) Das Landesarbeitsgericht besteht aus dem Präsidenten, der erforderlichen Zahl von weiteren Vorsitzenden und 
von ehrenamtlichen Richtern. Die ehrenamtlichen Richter werden je zur Hälfte aus den Kreisen der Arbeitnehmer und 
der Arbeitgeber entnommen. 
 
(2) Jede Kammer des Landesarbeitsgerichts wird in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und je einem 
ehrenamtlichen Richter aus den Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber tätig. 
 
(3) Die zuständige oberste Landesbehörde bestimmt die Zahl der Kammern. § 17 gilt entsprechend. 
 

§ 37 Ehrenamtliche Richter

(1) Die ehrenamtlichen Richter müssen das dreißigste Lebensjahr vollendet haben und sollen mindestens fünf Jahre 
ehrenamtliche Richter eines Gerichts für Arbeitssachen gewesen sein. 
 
(2) (...)  

 

 

 

 

 



Dritter Abschnitt 
Bundesarbeitsgericht 

§ 40 Errichtung

(1) Das Bundesarbeitsgericht hat seinen Sitz in Erfurt. 
 
(2) Die Geschäfte der Verwaltung und Dienstaufsicht führt das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz Geschäfte der Verwaltung und Dienstaufsicht auf den 
Präsidenten des Bundesarbeitsgerichts übertragen. 
 

§ 41 Zusammensetzung, Senate

(1) Das Bundesarbeitsgericht besteht aus dem Präsidenten, der erforderlichen Zahl von Vorsitzenden Richtern, von 
berufsrichterlichen Beisitzern sowie ehrenamtlichen Richtern. Die ehrenamtlichen Richter werden je zur Hälfte aus 
den Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber entnommen. 
 
(2) Jeder Senat wird in der Besetzung mit einem Vorsitzenden, zwei berufsrichterlichen Beisitzern und je einem 
ehrenamtlichen Richter aus den Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber tätig. 
 
(3) Die Zahl der Senate bestimmt das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Justiz. 
 

§ 43 Ehrenamtliche Richter

(1) Die ehrenamtlichen Richter werden vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales für die Dauer von fünf Jahren 
berufen. Sie sind im angemessenen Verhältnis unter billiger Berücksichtigung der Minderheiten aus den 
Vorschlagslisten zu entnehmen, die von den Gewerkschaften, den selbständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern 
mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung und Vereinigungen von Arbeitgebern, die für das Arbeitsleben des 
Bundesgebiets wesentliche Bedeutung haben, sowie von den in § 22 Abs. 2 Nr. 3 bezeichneten Körperschaften 
eingereicht worden sind. 
 
(2) Die ehrenamtlichen Richter müssen das fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet haben, besondere Kenntnisse 
und Erfahrungen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts und des Arbeitslebens besitzen und sollen mindestens fünf Jahre 
ehrenamtliche Richter eines Gerichts für Arbeitssachen gewesen sein. Sie sollen längere Zeit in Deutschland als 
Arbeitnehmer oder als Arbeitgeber tätig gewesen sein. 
 
(3) (...)  

Dritter Teil 
Verfahren vor den Gerichten für Arbeitssachen 

§ 52 Öffentlichkeit

Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gericht einschließlich der Beweisaufnahme und der Verkündung der 
Entscheidung ist öffentlich. Das Arbeitsgericht kann die Öffentlichkeit für die Verhandlung oder für einen Teil der 
Verhandlung ausschließen, wenn durch die Öffentlichkeit eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung, insbesondere 
der Staatssicherheit, oder eine Gefährdung der Sittlichkeit zu besorgen ist oder wenn eine Partei den Ausschluß der 
Öffentlichkeit beantragt, weil Betriebs-, Geschäfts- oder Erfindungsgeheimnisse zum Gegenstand der Verhandlung 
oder der Beweisaufnahme gemacht werden; (...)  

 
 

 



§ 54 Güteverfahren

(1) Die mündliche Verhandlung beginnt mit einer Verhandlung vor dem Vorsitzenden zum Zwecke der gütlichen 
Einigung der Parteien (Güteverhandlung). Der Vorsitzende hat zu diesem Zweck das gesamte Streitverhältnis mit den 
Parteien unter freier Würdigung aller Umstände zu erörtern. Zur Aufklärung des Sachverhalts kann er alle 
Handlungen vornehmen, die sofort erfolgen können. Eidliche Vernehmungen sind jedoch ausgeschlossen. Der 
Vorsitzende kann die Güteverhandlung mit Zustimmung der Parteien in einem weiteren Termin, der alsbald 
stattzufinden hat, fortsetzen. 
 
(2) (...) 
 
(3) Das Ergebnis der Güteverhandlung, insbesondere der Abschluß eines Vergleichs, ist in die Niederschrift 
aufzunehmen. 
 
(4) Erscheint eine Partei in der Güteverhandlung nicht oder ist die Güteverhandlung erfolglos, schließt sich die weitere 
Verhandlung unmittelbar an oder es ist, falls der weiteren Verhandlung Hinderungsgründe entgegenstehen, Termin 
zur streitigen Verhandlung zu bestimmen; diese hat alsbald stattzufinden. 
 
(5) (...)  

§ 57 Verhandlung vor der Kammer

(1) Die Verhandlung ist möglichst in einem Termin zu Ende zu führen. Ist das nicht durchführbar, insbesondere weil 
eine Beweisaufnahme nicht sofort stattfinden kann, so ist der Termin zur weiteren Verhandlung, die sich alsbald 
anschließen soll, sofort zu verkünden. 
(2) Die gütliche Erledigung des Rechtsstreits soll während des ganzen Verfahrens angestrebt werden. 

 

Zweiter Unterabschnitt 
Berufungsverfahren 

§ 64 Grundsatz

(1) Gegen die Urteile der Arbeitsgerichte findet, soweit nicht nach § 78 das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde 
gegeben ist, die Berufung an die Landesarbeitsgerichte statt. 
 
(2) Die Berufung kann nur eingelegt werden,  
 
a) wenn sie in dem Urteil des Arbeitsgerichts zugelassen worden ist, 
b) wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600 Euro übersteigt, 
c) in Rechtsstreitigkeiten über das Bestehen, das Nichtbestehen oder die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses 

oder 
(...) 

 
(3) Das Arbeitsgericht hat die Berufung zuzulassen, wenn  
 
1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 
2. die Rechtssache Rechtsstreitigkeiten betrifft  

a) 
zwischen Tarifvertragsparteien aus Tarifverträgen oder über das Bestehen oder Nichtbestehen von 
Tarifverträgen, 
b) 
über die Auslegung eines Tarifvertrags, dessen Geltungsbereich sich über den Bezirk eines Arbeitsgerichts 
hinaus erstreckt, oder 
c) 
zwischen tariffähigen Parteien oder zwischen diesen und Dritten aus unerlaubten Handlungen, soweit es 
sich um Maßnahmen zum Zwecke des Arbeitskampfs oder um Fragen der Vereinigungsfreiheit einschließlich 
des hiermit im Zusammenhang stehenden Betätigungsrechts der Vereinigungen handelt, oder 



3. das Arbeitsgericht in der Auslegung einer Rechtsvorschrift von einem ihm im Verfahren vorgelegten Urteil, 
das für oder gegen eine Partei des Rechtsstreits ergangen ist, oder von einem Urteil des im Rechtszug 
übergeordneten Landesarbeitsgerichts abweicht und die Entscheidung auf dieser Abweichung beruht. 

(...) 
 
(4) Das Landesarbeitsgericht ist an die Zulassung gebunden. 
 
(...)  

Dritter Unterabschnitt 
Revisionsverfahren 

§ 72 Grundsatz

(1) Gegen das Endurteil eines Landesarbeitsgerichts findet die Revision an das Bundesarbeitsgericht statt, wenn sie 
in dem Urteil des Landesarbeitsgerichts oder in dem Beschluß des Bundesarbeitsgerichts nach § 72a Abs. 5 Satz 2 
zugelassen worden ist. § 64 Abs. 3a ist entsprechend anzuwenden. 
 
(2) Die Revision ist zuzulassen, wenn  
 
1. eine entscheidungserhebliche Rechtsfrage grundsätzliche Bedeutung hat, 
2. das Urteil von einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, von einer Entscheidung des 

Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes, von einer Entscheidung des 
Bundesarbeitsgerichts oder, solange eine Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts in der Rechtsfrage nicht 
ergangen ist, von einer Entscheidung einer anderen Kammer desselben Landesarbeitsgerichts oder eines 
anderen Landesarbeitsgerichts abweicht und die Entscheidung auf dieser Abweichung beruht oder 

(...) 
 

(3) Das Bundesarbeitsgericht ist an die Zulassung der Revision durch das Landesarbeitsgericht gebunden. 
 
(...)  

§ 73 Revisionsgründe

(1) Die Revision kann nur darauf gestützt werden, daß das Urteil des Landesarbeitsgerichts auf der Verletzung einer 
Rechtsnorm beruht. (...) 
(2) (...) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Erstellt: 24.09.2011 
 
 
 
Übrigens: Online-Übungen zur Berufsausbildung finden sich auf www.lernnetz24.de 


